
Opfer am Reformationssonntag, 
3. November 2013

Erlass des Oberkirchenrats
vom 17. Juli 2013   AZ 52.13-11 Nr. 184

Das Opfer im Gottesdienst am Reformationsfest ist auf 
Vorschlag der Württembergischen Bibelgesellschaft 
für die Verbreitung von Bibeln und für die Unterstüt-
zung der Bibelmission weltweit und in Württemberg 
bestimmt.

Der Hinweis auf das gottesdienstliche Opfer für die 
Bibelverbreitung kann mit folgender Abkündigung 
geschehen:

„Das heutige Opfer erbitten wir für die Bibelverbrei-
tung in Ägypten sowie für das neue Bibelmuseum in 
Stuttgart.

Die koptische Kirche in Ägypten ist eine der ältesten 
überhaupt. Etwa zehn Prozent der 83 Millionen Ein-
wohner Ägyptens sind Christen. Die neuen politischen 
Verhältnisse haben ihr Leben nicht einfacher gemacht.  
Die Ägyptische Bibelgesellschaft will einen Beitrag 
zum Aufbau einer gerechten und fairen Gesellschaft 
leisten. 

Die Inhalte der Bibel sind auch unter koptischen Chris-
ten oft nur noch oberflächlich bekannt. Schülern sollen 
daher altersgerechte Kinderbibeln geschenkt werden. 
Auch deren Eltern werden so erreicht. Die Kraft und  
Alltagsbedeutung der Bibel wird aufgezeigt und ein 
Beitrag zur Bildung geleistet. 

In Württemberg gilt es, in einer zunehmend vielfäl-
tigeren Gesellschaft  biblisches Wissen und Impulse 
niederschwellig zu vermitteln. Dem wird das neue 
Bibelmuseum dienen, das seit Jahren vorbereitet wird. 
Es steht nun kurz vor der Verwirklichung. 

Für diese beiden bibelmissionarischen Arbeitsfelder 
erbitten wir herzlich Ihre Unterstützung.“

D r .  h. c.  F r a n k  O.  J u l y
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Kirchliches Gesetz zur  
Änderung des Verwaltungsver- 
fahrens- und -zustellungsaus-
führungs- und -ergänzungsgesetzes

vom 6. Juli 2013

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Änderungen

Nach § 1 des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungs-
ausführungs- und -ergänzungsgesetzes vom 24. Novem- 
ber 2010 (Abl. 64 S. 234, 235) wird folgender neuer 
§ 1 a eingefügt:

„§ 1 a
(Zu § 2) Elektronische Kommunikation

(1) Für elektronische Dokumente an Kirchenbehör-
den, die verschlüsselt oder signiert sind oder sonstige 
besondere technische Merkmale aufweisen, ist ein 
Zugang nur eröffnet, soweit dies ausdrücklich von der 
Kirchenbehörde festgelegt oder im Einzelfall zwischen 
Kirchenbehörde und Absender vereinbart wurde.

(2) Im Fall des § 2 Absatz 2 Satz 1 VVZG-EKD ist 
das elektronische Dokument mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu 
versehen.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Stuttgart, den 10. Juli 2013

D r .  h. c.  F r a n k  O.  J u l y

Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Änderung der Ausführungs-
bestimmungen zur Taufordnung 
und zur Trauordnung

vom 9. Juli 2013 AZ 51.10 Nr. 421

Gemäß § 25 Abs. 4 Kirchenverfassungsgesetz wird 
verordnet:

Artikel 1
Änderungen der Ausführungsbestimmungen  

zur Taufordnung

Nr. 37 der Ausführungsbestimmungen zur Taufordnung 
vom 25. November 1965 (Abl. 42 S. 2), die zuletzt 
durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 29. August 
2006 (Abl. 62 S. 114) geändert worden sind, wird wie 
folgt geändert:

1. 	In Satz 1 werden die Wörter „Nr. 2.3 der Richtlinien 
für die Ausbildung im Vorbereitungsdienst“ durch 
die Angabe „§ 2 Absatz 4 Studienordnung“ ersetzt.

2. 	Satz 2 erhält folgende Fassung:

	 „Für Prädikanten gilt § 2 Absatz 3 Prädikantenord-
nung.“

Artikel 2
Änderungen der Ausführungsbestimmungen 

zur Trauordnung

Nr. 13a der Ausführungsbestimmungen zur Ordnung 
der kirchlichen Trauung vom 8.  Juli 1959 (Abl. 38  
S. 357), eingefügt durch Verordnung des Oberkirchen-
rats vom 7. Dezember 1999 (Abl. 59 S. 7), wird wie 
folgt geändert:

1. 	In Satz 1 werden die Wörter „Nr. 2.3 der Richtlinien 
für die Ausbildung im Vorbereitungsdienst“ durch 
die Angabe „§ 2 Absatz 4 Studienordnung“ ersetzt.

2. 	Satz 2 erhält folgende Fassung:

	 „Für Prädikantinnen und Prädikanten gilt § 2 Ab-
satz 4 Prädikantenordnung.“

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. September 2013 in Kraft.

H a r t m a n n
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Der Landesbischof hat

a) ernannt:

 
 

mit Wirkung vom 31. Juli 2013
 
 

 

mit Wirkung vom 1. August 2013
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mit Wirkung vom 15. September 2013
 
 

 

b) in den Ruhestand versetzt: 

mit Wirkung vom 1. September 2013

mit Wirkung vom 16. September 2013

mit Wirkung vom 1. Oktober 2013
  

In die Ewigkeit wurden abgerufen:
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Arbeitsrechtsregelungen

Beschluss des Schlichtungsausschusses nach dem 
Arbeitsrechtsregelungsgesetz der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg

Bekanntmachung des Oberkirchenrats 
vom 30. August 2013   AZ 23.02-6 Nr. 131

Gemäß § 19 Abs. 4 in Verbindung mit § 15 Abs. 1 Satz 1  
des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes (ARRG) vom 27. 
Juni 1980 (Abl. 49 S. 125), zuletzt geändert durch 
Kirchl. Gesetz vom 16. März 2007 (Abl. 62 S. 359) 
wird der Beschluss des Schlichtungsausschusses nach 
dem ARRG vom 8. Februar 2013 hiermit veröffentlicht:

„Beschluss: 
Ergänzende Geschäftsordnung zu § 19 I ARRG

I. Einleitung und Gang des Schlichtungsverfahrens

§ 1 

Anträge an den Schlichtungsausschuss nach dem ARRG 
bedürfen der Schriftform und sind von der Geschäfts-
stelle der Gegenseite unter Setzung einer angemes-
senen Erwiderungsfrist von mindestens drei Wochen 
unverzüglich zuzustellen. Weitere Schriftsätze müssen 
spätestens zwei Wochen vor dem anberaumten Termin 
der Geschäftsstelle zugegangen sein.

§ 2

(1) In der Regel wird einer der ordentlichen (im Voraus 
festgelegten) Termine des Schlichtungsausschusses 
nach dem ARRG als Verhandlungstermin festgesetzt. 
(2) Der Vorsitzende bzw. sein Stellvertreter kann, insbe-
sondere bei Eilanträgen, eine außerordentliche Sitzung 
des Schlichtungsausschusses nach dem ARRG einberu-
fen, wenn anders eine angemessen zeitnahe Erledigung 
nicht zu erwarten ist. 

§ 3

Sachverständige können auf Antrag im Schriftsatz 
gemäß § 1 durch ausdrücklichen Beschluss des Vorsit-
zenden oder seines Stellvertreters zugelassen werden.

II. Entscheidung im Schlichtungsverfahren

§ 4

Das Protokoll des Schlichtungsausschusses nach dem 
ARRG wird im Umlaufverfahren genehmigt bzw. korri-
giert. Bei Nichtäußerung innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen gilt das Protokoll als genehmigt.

§ 5

Korrekturen bedürfen einer erneuten Versendung 
und Genehmigung im Umlaufverfahren, soweit nicht 
grundsätzliche Differenzen auftreten, die eine erneute 
Beratung im Schlichtungsausschuss nach dem ARRG 
notwendig machen. Bei Nichtäußerung innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen gilt das Protokoll als genehmigt.

§ 6

Auf Antrag des Antragstellers kann das Ruhen des Ver-
fahrens angeordnet werden.

Inkrafttreten: 8. Februar 2013“
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Amtsblatt
Laufender Bezug nur durch das Referat Interne  
Verwaltung des Evangelischen Oberkirchenrats.
Bezugspreis jährlich 25,00 Euro, 
zuzüglich Porto- und Versandkosten.
Erscheinungsweise: monatlich.

Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31. Dezember  
eines jeden Jahres gekündigt werden.
Einzelnummern laufender oder früherer Jahrgänge können 
vom Referat Interne Verwaltung des Evangelischen Ober-
kirchenrats – soweit noch vorrätig – bezogen werden. 
Preis je Einzelheft: 2,00 Euro.
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